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			Máxima wird holländische Königin

			Generationswechsel in den Niederlanden: Beatrix dankt ab
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			Prinzessin Máxima (m.) mit ihrer Schwiegermutter Beatrix (l.) und ihrem Gatten Willem-Alexander (r.). (Foto: AP)

			Den Haag (dpa) - Die niederländische Königin Beatrix dankt nach 33 Jahren auf dem Thron ab. Drei Tage vor ihrem 75. Geburtstag kündigte die Monarchin am Montag an, dass ihr Sohn, Kronprinz Willem-Alexander (45), am 30. April neues Staatsoberhaupt werde. Neue Königin der Niederlande wird Willems aus Argentinien stammende Gattin Máxima.

			Mit Willem-Alexander bekommen die Niederlande seit 123 Jahren erstmals wieder einen König. Der Kronprinz wird in Amsterdam gekrönt. Der 45 Jahre alte Willem-Alexander und seine Máxima (41) seien sehr gut auf ihre neue Aufgabe vorbereitet, sagte Beatrix.

			Die Monarchin wurde gestern 75 Jahre alt. Doch das Amt sei ihr nicht zu schwer geworden, betonte sie. „Bis zum heutigen Tag hat mir diese schöne Aufgabe viel Befriedigung geschenkt.“

			„Ich habe es immer als ein besonderes Vorrecht angesehen, einen großen Teil meines Lebens in den Dienst unseres Landes stellen zu können“, sagte die in ein königsblaues Kleid gekleidete Königin. Ihr 2002 gestorbener Mann, der aus Deutschland stammende Prinz Claus, sei ihr dabei eine große Unterstützung gewesen.

			Die niederländische Königin hatte einige Jahre über ihre Abdankung nachgedacht. In diesem Jahr nun gebe es zwei besondere Anlässe für ihre Entscheidung, sagte sie: Ihr 75. Geburtstag und das 200-jährige Jubiläum des Königreichs der Niederlande. 

			Politiker und auch zahlreiche Bürger äußerten tiefen Respekt für die Entscheidung der Königin und würdigten ihre Leistungen. „Königin Beatrix stand im Herzen der Gesellschaft“, sagte Ministerpräsident Mark Rutte in einer TV-Ansprache. Bei allen wichtigen Ereignissen des Landes habe sie bei den Menschen gestanden.

			Beatrix wurde aber auch kritisiert. Sie führte ein strenges Regime und hielt Abstand zum Volk. Allerdings verhinderte sie so auch große Skandale und sorgte für die Stabilität der Monarchie. Doch deren Zukunft stellte ausgerechnet eine Bürgerliche sicher. Die Argentinierin Máxima brachte frischen Wind in die alten Paläste und verhalf den Oranjes zu Glamour.

			Niemand ist in Holland populärer als die schöne und temperamentvolle Gattin des Thronfolgers. Seit Jahren erwies sie sich in Umfragen als „Königin der Herzen“. Doch erst seit 2011 steht fest: Die aus bürgerlichen Verhältnissen in Argentinien stammende Kronprinzengattin darf mit Billigung des Parlaments in Den Haag auch offiziell den Titel Königin tragen, sobald der Sohn von Königin Beatrix den Thron besteigt.

			Die 41-Jährige steht damit in einer Reihe mit den Gattinnen der Könige Willem I., II. und III., wobei die Ehefrau des letzteren - Willem-Alexanders Ururgroßmutter - die aus Deutschland stammende Königin Emma war (1858-1934). Entzückt waren die Niederländer von Máxima schon, als erste Fotos der „neuen festen Freundin“ des Thronfolgers auftauchten. Sie zeigten eine ausgelassen Salsa tanzende Blondine.

			Allerdings gab es auch Bedenken gegen die Ehe des Kronprinzen mit der in Buenos Aires geborenen studierten Volkswirtin. Dass in ihren Adern kein „blaues Blut“ fließt, nahmen Royalty-Fans noch hin. Problematischer erschien ihnen, dass der protestantische Thronfolger der calvinistisch geprägten Niederlande eine Katholikin heiratete. Obendrein wurde bekannt, dass Máximas Vater Jorge Zorreguieta einst als Staatssekretär und dann als Minister für Landwirtschaft der Militärdiktatur in Argentinien gedient hatte.

			Um Willem-Alexander heiraten zu können, musste Máxima unter anderem akzeptieren, dass ihr Vater im Februar 2002 der Hochzeit in Amsterdam fernblieb und dass ihre Kinder evangelisch erzogen werden. Zur Beliebtheit der fließend Niederländisch sprechenden Argentinierin trug maßgeblich bei, dass sie Mutter dreier entzückender Töchter wurde, die dem Idealbild blonder holländischer „Meisjes“ gleichen - Amalia (geboren 2003), Alexia (2005) und Ariane (2007). Hoch angerechnet wird Máxima auch, dass sie sich für humanitäre Organisationen engagiert und viele gesellschaftliche Aufgaben mit großem Ernst und Einsatz erfüllt.

			Máxima betrachtet ihre künftige Rolle als Königin als „große Ehre“, wie sie am Mittwoch wissen ließ: „Es ist eine große Ehre, meiner Schwiegermutter zu folgen, auf uns wartet sehr viel, aber sehr schöne und ausreichend Arbeit.“ Die Prinzessin sprach nach dem Verlassen einer internationalen Konferenz kurz zu Journalisten.
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			Merkel kritisiert Abschottung

			Gipfel der EU und der Staaten Lateinamerikas und der Karibik
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			Cristina Kirchner und Angela Merkel im Gespräch. (Foto: Presidencia)

			Santiago de Chile (dpa/mc) - Bundeskanzlerin Angel Merkel (CDU) hat Argentinien indirekt die Abschottung der eigenen Wirtschaft gegen Konkurrenz aus dem Ausland vorgeworfen. Als ein „Sorgenkind“ bezeichnete sie am Sonnabend am Rande des Gipfels der EU mit der Gemeinschaft der lateinamerikanischen und karibischen Staaten (Celac) zudem den südamerikanischen Wirtschaftsverbund Mercosur. Während die deutsche Kanzlerin für möglichst viel Freihandel warb, trat Argentiniens Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner diesbezüglich auf die Bremse. Man müsse die Unterschiede zwischen den Industrie- und Schwellenländern berücksichtigen, damit letztere nicht Schaden litten, so Kirchner.

			Merkel meinte hingegen: „Wir machen uns große Sorgen über bestimmte protektionistische Tendenzen in einigen Ländern.“ Die Bundeskanzlerin sagte weiter: „Wir teilen natürlich auch bestimmte politische Vorstellungen nicht, aber die, die auf Freihandel setzen, sind in der Überzahl.“

			Zu den stockenden Verhandlungen über ein Freihandelsabkommen mit dem Mercosur-Verbund meinte Merkel: „Ein Sorgenkind in unseren Beziehungen ist, dass wir mit dem Freihandelsabkommen mit Mercosur noch nicht so richtig weiterkommen. Wir verhandeln jetzt schon 13 Jahre.“ Europa lege großen Wert auf eine Lösung.

			Kirchner erklärte stattdessen, es müsse ein neuer Ausgangspunkt für die Mercosur-Verhandlungen gesetzt werden. Die Voraussetzungen der zuletzt 2004 vorgelegten Gesprächsgrundlage seien nicht mehr aktuell. Die argentinische Staatschefin kündigte an, die Mercosur-Staaten könnten für Ende 2013 einen neuen Verhandlungsvorschlag ausarbeiten. Sie wollte vorher aber noch die Präsidentschaftswahlen in Paraguay abwarten. Ziel müsse grundsätzlich ein Abkommen sein, bei dem beide Blöcke gewinnen.

			Bei ihrem Vier-Augen-Gespräch am Sonntag waren die beiden Regierungschefinnen dann aber bestrebt, Gemeinsamkeiten statt Unterschiede hervorzuheben: „Es gibt die übereinstimmende Meinung, dass die Finanzgeschäfte auf globaler Ebene reguliert werden müssen“, meinte Cristina nach dem 40-minütigen Gedankenaustausch. Man wolle einen gemeinsamen Vorschlag für die G20-Gruppe ausarbeiten, um die weltweiten Finanzströme besser zu lenken. Außerdem solle die deutsch-argentinische Kommission wiederbelebt werden, die in den letzten Jahren keine Aktivität mehr entfaltet hatte. Weitere Details zu dem Gespräch wurden aber nicht bekannt gegeben.

			Ansonsten prägte die Eurokrise zu weiten Teilen die zweitägigen Gespräche der Staats- und Regierungschefs aus 60 Ländern. Merkel rief dabei Europa zu weiteren Kraftanstrengungen auf, um die Finanzkrise zu überwinden. „Unser aller Entwicklung hängt unglaublich voneinander ab“, sagte sie am Sonntag, dem Abschlusstag des Gipfels. Es gehe um Wettbewerbsfähigkeit und Haushaltsdefizite. „Das Allerwichtigste hier für Länder ist, dass sie den Eindruck haben, dass wir als Euroraum die Krise gemeinsam überwinden und nicht einzelne Länder hängen lassen.“

			Der chilenische Staatschef Sebastián Piñera rief zum Abschluss des Gipfels zur Zusammenarbeit für die Überwindung der europäischen Finanzkrise auf. „Wenn eine Hälfte der Welt in Rezession lebt, kann die andere Hälfte kein anhaltendes Wachstum erreichen.“

			Kein Kontinent stehe Europa so nah wie Lateinamerika, sagte EU-Ratspräsident Herman Van Rompuy zum Ende des Treffens. „In der heutigen Welt ist die Größe von Bedeutung, den Unterschied machen jedoch die gemeinsamen Werte“, erklärte Van Rompuy. EU-Kommissionspräsident José Barroso sprach von einer „Schicksals-Gemeinschaft“. Der Atlantische Ozean habe nie als Graben, sondern immer als Brücke gewirkt. Er verwies darauf, dass sich der Handelsaustausch über die vergangenen zehn Jahre auf 202 Milliarden Dollar verdoppelt habe. 

			Am Montag, als die Europäer schon wieder die Heimreise angetreten hatten, tagten die Celac-Staaten dann noch einmal unter sich. Kubas Staatschef Raúl Castro übernahm in diesem Rahmen die Präsidentschaft der Gemeinschaft, die er nun turnusmäßig ein Jahr lang innehaben wird. 

			Ein Lebenszeichen sandte Venezuelas krebskranker Staatschef Hugo Chávez an seine Kollegen. Vizepräsident Nicolás Maduro verlas am Montag auf dem Gipfeltreffen einen elf Seiten langen Brief von Chávez.

			Der nächste Gipfel EU-Celac findet 2015 in Brüssel statt.
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			Verständigung mit dem Iran

			Kommission zur Aufklärung des AMIA-Attentats angekündigt

			Buenos Aires (AT/mc) – Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner sprach von einer „historischen Verständigung“. Die argentinische Staatschefin war beim Celac-EU-Gipfel in Santiago de Chile, als sie via Twitter mitteilte, dass Argentinien und der Iran sich darauf geeinigt hätten, eine „Wahrheitskommission“ zu bilden. Diese soll die Umstände des blutigen Attentats auf das jüdische Gemeindezentrum AMIA in Buenos Aires im Jahr 1994 klären, bei dem 85 Menschen ums Leben kamen. Die argentinische Justiz bezichtigt bekanntlich acht hohe iranische Funktionäre und Würdenträger, Drahtzieher des Anschlags gewesen zu sein. Unter ihnen auch der aktuelle Verteidigungsminister Ahmad Wahidi und der frühere Präsident Akbar Haschemi Rafsandschani.

			Der Iran bestritt bislang jedwede Beteiligung der Beschuldigten und lehnte auch jahrelang jegliche Kooperation ab. Bei der jüngsten UNO-Vollversammlung im vorigen September hatte sich jedoch eine erste Annäherung angedeutet, als sich beide Seiten auf Gespräche verständigten.

			Den jetzigen Durchbruch besiegelten die Außenminister beider Länder, Héctor Timerman und sein iranischer Amtskollege Ali Akbar Salehi, am Sonnabend in der äthiopischen Hauptstadt Addis Abeba am Rande eines Gipfels der Afrikanischen Union, zu dem beide als Beobachter gefahren waren.

			Die „Wahrheitskommission“ soll sich nach Angaben der argentinischen Präsidentin aus fünf unabhängigen Richtern zusammensetzen, die keinem der beiden Länder angehören. Die internationalen Juristen sollen autorisiert werden, die Beschuldigten zu verhören. Dies bezieht sich allerdings nur auf diejenigen Verdächtigten, gegen die ein Interpol-Haftbefehl vorliegt – Rafsandschani und zwei weitere Funktionäre wären somit nicht betroffen. Wann und wo die Kommission ihre Arbeit aufnehmen wird, blieb zunächst genau so offen wie die Frage, aus welchen Ländern die Richter kommen sollen.

			Die Verständigung mit Teheran beinhaltet auch die Möglichkeit, dass die in Argentinien mit der Strafsache befassten Juristen, Richter Rodolfo Canicoba Corral und Staatsanwalt Alberto Nisman, in den Iran fahren dürfen, um die Beschuldigten zu befragen.

			Kritische Töne waren von den wichtigsten jüdischen Vereinigungen in Argentinien, AMIA und DAIA, zu vernehmen: „Eine solche Wahrheitskommission steht nicht im Einklang mit den argentinischen Gesetzen“, hieß es in einer gemeinsamen Presseerklärung. Ein derartiges Forum einzurichten bedeute, all das zu ignorieren, was die argentinische Justiz bislang erarbeitet habe. Mehr als eine Empfehlung sei von der Kommission ohnehin nicht zu erwarten. Unter dem Strich sprachen AMIA und DAIA von einem Rückschritt, wenn es darum gehe, die Bluttat aufzuklären und die Täter zur Verantwortung zu ziehen.

			Israel zeigte sich „verblüfft und sprachlos“ von der Verständigung zwischen Argentinien und dem Iran. Der jüdische Staat hatte mehrfach um Informationen zum Stand der Gespräche gebeten. Nun will Jerusalem schnellstmöglich ein Gespräch mit Außenminister Timerman, damit dieser die argentinischen Beweggründe erläutere. Auch soll der argentinische Botschafter in Israel, Carlos Faustino García, vorstellig werden und die Vereinbarung mit dem Iran erklären.

			Die argentinische Seite wies die israelischen Forderungen als „unangemessen“ zurück. Das Außenministerium stellte des Weiteren fest, dass es unter den AMIA-Opfern keinen einzigen Israeli gegeben habe. Die Getöteten seien überwiegend argentinische Staatsbürger gewesen. Die argentinische Regierung verlange ihrerseits auch nicht, dass der hiesige israelische Botschafter Maßnahmen seiner Regierung begründe und rechtfertige. 

			(Siehe auch Meinung)
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			CFK greift Macri und Justiz an

			Buenos Aires (AT/mc) - Verbesserungen für Arbeitnehmer und Rentner einerseits, scharfe Kritik an politischen Gegnern und Richtern andererseits. Darum ging es in der Rede, die Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner am Montag hielt. In ihren 55-minütigen Ausführungen, die auf allen offenen TV-Kanälen übertragen werden mussten („cadena nacional“), kündigte die Staatschefin an, den Steuerfreibetrag für Arbeitnehmer um 20 Prozent zu erhöhen. Auch die Renten sollen um 15 Prozent steigen (siehe dazu Wirtschaft).

			Cristina war aber nicht nur zum Verkünden von Wohltaten vor die TV-Kameras getreten, sondern sie feuerte auch einige rhetorische Breitseiten ab. Beispielsweise gegen Hauptstadt-Bürgermeister Mauricio Macri, dessen beabsichtigte Erhöhung der U-Bahn-Fahrkarten von 2,50 auf 3,50 Pesos sie monierte. Mit solchen Maßnahmen fördere man die Inflation, die ja schließlich kein Naturphänomen sei, meinte Kirchner. 

			Der besondere Ärger der Präsidentin galt den Richtern, die mit einstweiligen Verfügungen Regierungsmaßnahmen verhinderten: So geschehen bei der beabsichtigten Verstaatlichung des „Rural“-Geländes und bei der Durchsetzung des neuen Mediengesetzes. „Dies muss ein Ende haben“, forderte die Staatschefin. 

			Sie nutzte zudem die Gelegenheit, auf Erfolge ihrer Amtsführung hinzuweisen. So sei es im Krisenjahr 2012 dank staatlichen Handelns in Argentinien möglich gewesen, die Beschäftigungsrate konstant zu halten und eine Zunahme der Arbeitslosigkeit zu verhindern. Emotional wurde es, als Cristina auf ihren vor knapp zweieinhalb Jahren verstorbenen Gatten Néstor zu sprechen kam. Mit Tränen in den Augen sagte sie: „Er war der beste Präsident in den letzten 50 Jahren.“
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			Die Woche in Argentinien

			Gespräche über Malwinen

			Im Konflikt zwischen Großbritannien und Argentinien um die Malwinen-Inseln wird es in der kommenden Woche zu einem Treffen der Außenminister beider Länder kommen. Großbritanniens Chefdiplomat William Hague werde seinen argentinischen Amtskollegen Hector Timerman in London empfangen, teilte das britische Außenministerium am Donnerstag mit, ohne einen konkreten Termin zu nennen. Bei dem Treffen soll auch eine Delegation der Malwinen-Regierung zugegen sein. Das Parlament der Inselgruppe kündigte an, die Delegation wolle mit Timerman nicht verhandeln, ihm aber ein paar „sehr direkte Worte“ sagen. Am 11. und 12. März wollen die Kelper genannten Insulaner in einem Referendum darüber abstimmen, ob sie weiterhin zu Großbritannien gehören wollen. Eine überwältigende Mehrheit gilt als sicher.

			Effektive Müllanlage

			Erst seit wenigen Wochen ist sie im Einsatz: die neue mechanisch-biologische Abfallbehandlungsanlage (MBA) auf dem Ceamse-Gelände in José León Suárez. Doch bereits jetzt zeichnet sich ab, dass sie ein wichtiger Faktor sein wird, um die Müllmengen, die täglich von der Hauptstadt in die Provinz Buenos Aires geschickt werden, zu reduzieren. Alleine in den ersten 15 Tagen des Jahres habe man dank der MBA-Anlage 9900 Tonnen Abfall weniger in der benachbarten Deponie lagern müssen, erläutert Diego Santilli, der Umweltminister der Hauptstadt. Damit werde die Stadtverwaltung die Ziele, die in dem Müllabkommen mit der Provinz im Vorjahr formuliert wurden, übererfüllen, freute sich Santilli. Die neue mechanisch-biologische Abfallbehandlungsanlage ermöglicht das Recycling von wiederverwertbaren Stoffen wie Metallen, Papier, Glas, aber auch Plastik. Organische Reste, die recycelt werden, können später zum Abdecken der Deponie verwendet werden. 

			Massas Einfluss

			Sergio Massa baut seine Machtposition in der Provinz Buenos Aires aus. Der einstige Kabinettschef Cristinas und heutige Bürgermeister von Tigre verfügt seit kurzem über eine Fraktion im Parlament der Provinz Buenos Aires, die im Begriff ist zu wachsen. In diesen Tagen traten die Abgeordneten Mónica López und María Elena Torresi de Mércuri zu Massas „Front des erneuerten Peronismus“ über. Die beiden Frauen gehörten zuvor dem Bündnis „Himmelblau und Weiß“ von Francisco De Narváez an. Massas Fraktion bringt es somit auf sieben Abgeordnete. Die Überläufer haben bislang aber noch nicht das linksperonistische Regierungslager geschwächt. Die Massa-Truppe setzt sich vielmehr aus oppositionellen Peronisten und bisherigen parlamentarischen Einzelkämpfern zusammen. 

			Cobos‘ Ambitionen

			Julio Cobos plant offenbar ein politisches Comeback auf nationaler Ebene. Wie der „Buenos Aires Herald“ berichtet, habe der UCR-Politiker zwar ausgeschlossen, noch einmal als Gouverneur für seine Heimatprovinz Mendoza kandidieren zu wollen. Doch Cobos ziehe durchaus in Betracht, 2015 als Präsidentschaftskandidat ins Rennen zu gehen. Zudem bestätigte Cobos, sich bei den diesjährigen Kongresswahlen um einen Sitz in der Deputiertenkammer bewerben zu wollen. Der Politiker aus Mendoza erlangte landesweit politische Berühmtheit als „oppositioneller Vizepräsident“, da er sich 2008 im Agrarkonflikt auf die Seite der Landwirte schlug. Nichtsdestotrotz blieb er noch dreieinhalb weitere Jahre bis zum Ende der Legislaturperiode im Amt und fungierte formal als Stellvertreter von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner.

			Evita-Geldscheine

			Ab Ende Februar sollen im großen Umfang die neuen 100-Peso-Scheine mit dem Konterfei von Evita Perón gedruckt werden. Eine entsprechende Ankündigung machte Katya Daura, die Chefin des nationalen Münzamtes. Dann soll das benötigte Geldscheinpapier aus Frankreich da sein, so dass mit dem Druck begonnen werden könne. Mit den neuen Evita-Noten sollen allmählich die bisherigen 100-Peso mit dem Bild des umstrittenen einstigen Präsidenten Julio Argentino Roca verdrängt werden. Mit Evita oder Roca auf der Vorderseite: Der 100-Peso-Schein bleibt in Argentinien weiterhin die Geldnote mit dem höchsten Wert. Dabei sind 100 Pesos heutzutage umgerechnet gerade 15 Euro wert. Eigentlich sehr wenig für den größten Geldschein eines Landes, dessen Lebenshaltungskosten es bald mit denen in der Eurozone aufnehmen können. (AT/mc)
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			Das Iran-Memorandum

			Die Abwesenheit des Außenministers Hector Timerman in Santiago, Chile, anlässlich der Gipfelkonferenz der Europäischen Union und der Celac (Lateinamerika und die Karibik) war anfangs nicht erklärt worden. Inzwischen wurde bekannt, dass der Außenminister sich in Äthiopien aufhielt, um mit seinem iranischen Amtskollegen ein Verständigungsmemorandum zu vereinbaren. Damit soll der Justizstreit über die von der argentinischen Justiz als Anstifter des Attentats auf das jüdische Hilfswerk AMIA im Jahr 1994 angeklagten acht iranischen Regierungsbeamten einer Lösung näher gebracht werden.

			Wie erinnerlich, hat die argentinische Justiz viele Jahre lang ermittelt und dabei Indizien oder Beweise über die Verantwortung der acht Iraner festgestellt. Bisher hat die iranische Regierung jegliche Verantwortung ihrer Funktionsträger bestritten. Die argentinische Justiz konnte sie auch nicht befragen, obwohl sie Interpol mobilisierte. Ohne die Aussagen der angeklagten iranischen Beamten kann die argentinische Justiz kein Urteil fällen, so dass der Prozess seit achtzehn Jahren auf der Stelle tritt.

			Das Verständigungsmemorandum sieht vor, dass beide Regierungen fünf internationale angesehene Juristen ernennen werden, davon jede Regierung je zwei und der fünfte gemeinsam. Letzterer wird den Vorsitz übernehmen. Die Juristen sollen ermitteln, was der argentinischen Justiz bisher verwehrt wurde, allerdings im Iran und nicht in Buenos Aires, wo die Justiz tätig ist.

			Die Juristenkommission wird sicherlich lange Zeit beraten und ermitteln. Ihre Empfehlungen sind freilich unverbindlich. Das einzige, was die Kommission erreichen kann, ist die Befragung der iranischen Beamten, von denen einer bereits gestorben ist. Die angeklagten Beamten werden sicherlich alles bestreiten, was ihnen vorgeworfen wird, wie es in ihrem Namen die Regierung des Iran bisher konsequent getan hat. Damit wird der Fall weiter auf der Stelle treten wie bisher. Immerhin dürfte gelegentlich die argentinische Justiz dabei sein, wenn die Beamten ausgefragt werden. Das hätte nach argentinischem Prozessrecht eigentlich in Buenos Aires geschehen sollen, was die Regierung des Iran bisher aber konsequent abgelehnt hat. Ob bei der neuen Prozedur der Juristenkommission am Ende etwas Positives herausschauen wird, um den Fall zu klären, sei dahin gestellt.

			Die Reaktion der Sprecher der AMIA und der DAIA, dem jüdischen Dachverband in Argentinien, sowie der Regierung Israels war denkbar ablehnend, was sicherlich angesichts des Verständigungsmemorandums zu erwarten war, weil die argentinische Justiz übergangen wird, obwohl sie bei den Aussagen der iranischen Beamten dabei sein kann. Das US-Statedepartement reagierte besonnen auf das Memorandum, ohne es zu loben oder zu kritisieren. Argentinische Oppositionspolitiker monierten die Einschränkung der Souveränität. Das Memorandum soll den Parlamenten beider Länder zur Einsicht übergeben werden. Es handelt sich formell nicht um einen Staatsvertrag, der laut Verfassung vom Kongress ratifiziert werden muss, aber in diesem Fall wurde vereinbart, das Memorandum beiden Parlamenten zur Einsicht zu übermitteln.

			Für Iran bedeutet das Memorandum eine konkrete Aktion in Sachen Außenpolitik in Lateinamerika. Iran ist bekanntlich ein international geächtetes Land, weil es angeblich eine Atombombe baut, die im Krisengebiet des Nahen Ostens Furcht erregt. Venezuelas Herrscher Hugo Chàvez hat sich als Sprecher Irans in Lateinamerika entwickelt und soll, wie verlautete, seine politische Freundin Cristina Kirchner überzeugt haben, eine Verhandlung mit Iran einzugehen. Ob dabei andere Motive als nur der Fall AMIA am Werk waren, lässt sich nicht verbindlich sagen, aber sicher ist, dass Iran mit dem Memorandum eine Lanze in Lateinamerika gebrochen hat. Möglicherweise werden Verhandlungen über den Warenverkehr folgen, ist doch Iran ein erdölreiches Land, wogegen Argentinien seine bisherige Energieunabhängigkeit eingebüßt hat und auf Erdölimporte angewiesen ist.

			Bei nüchterner Betrachtung des Themas darf man sich mit keinen Illusionen hingeben, dass der tragische Fall AMIA endgültig gelöst werden könnte. Im besten Fall wird die argentinische Justiz auf dem Umweg der Juristenkommission die Antworten der angeklagten Beamten auf die Fragen der Juristen erfahren, die sicherlich genau so negativ und inhaltslos wie bisher ausfallen werden, all das freilich in den kommenden Monaten oder Jahren. Kommissionen pflegen langsam zu arbeiten.
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			Wahlbeteiligung

			Von Stefan Kuhn

			Offiziell ist es noch nicht, aber immerhin ziemlich sicher. Deutschland wählt am 22. September den Bundestag. CDU/CSU und FDP haben sich im Bundeskabinett darauf geeinigt. Wird der Termin offiziell vorgeschlagen, muss Bundespräsident Joachim Gauck noch zustimmen, Das wird wohl eine reine Formsache sein. 

			Überraschend ist der Wahltermin nicht. In Deutschland wurde bis auf wenige Ausnahmen immer im September oder Oktober gewählt. In der Bundesrepublik gibt es keine Wahlpflicht. Ein Termin außerhalb der Ferienzeit und halbwegs gutes Wetter können die Wahlbeteiligung um ein paar Prozentpunkte heben. Diese liegt bei Bundestagswahlen aber traditionell hoch. Nur beim letzten bundesweiten Urnengang 2009 wurde die 75-Prozentmarke unterschritten. Meist beteiligen sich rund 80 Prozent der Wahlberechtigten an Bundestagswahlen. 1972 und 1976 gingen sogar über 90 Prozent der Bundesbürger an die Urnen.

			Auch wenn bei diesen beiden Wahlen die SPD gewonnen hat, kommt in Deutschland anders als etwa in den USA eine höhere Wahlbeteiligung nicht einer spezifischen Partei zugute. Es hat mehr mit der Bedeutung zu tun, die der Wähler der Wahl beimisst. Die meisten Wähler (91,1%) gingen 1972 an die Urnen. Das war die „Willy-Wahl“. Nach dem gescheiterten Misstrauensvotum gegen Willy Brandt (SPD) wollten die Wähler bei den darauf inszenierten Neuwahlen die sozialliberale Koalition bestätigen. Die Sozialdemokraten schöpften damals ihre Mobilisierungskräfte bis an die Grenzen aus.

			Ähnlich war es 1983. Helmut Kohl (CDU) war durch ein Misstrauensvotum an die Macht gekommen, 89,1 Prozent der Wahlberechtigten gingen bei den vorgezogenen Neuwahlen an die Urnen. Es wurde mit 48,8 Prozent ein deutlicher Wahlsieg für Kohl. Lediglich sechs Mandate fehlten ihm zur absoluten Mehrheit. Damals wurde nicht nur Kohls „Wende“ bestätigt, die CDU konnte nach 13 Jahren Opposition auch mehr ihrer Stammwähler mobilisieren.

			1998 wurde zum letzten Mal die 80-Prozentmarke übersprungen. Die Wahlbeteiligung war seit der Wiedervereinigung deutlich gesunken. Aber 1998 war das Land Kohl-müde, davon profitierte die SPD mit ihrem Kanzlerkandidaten Gerhard Schröder. Die Sozialdemokraten wurden zum zweiten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik wieder stärkste Partei.

			Das wird im September 2013 wohl nicht geschehen. Es gibt keine Merkel-Müdigkeit. SPD-Spitzenkandidat Peer Steinbrück kann nur darauf hoffen, dass die Schwarz-Gelb-Müdigkeit anhält. Was aber derzeit fehlt, ist eine Rot-Grün-Euphorie. Die Grünen sind stark. Seit sich die Umfragen-Höhenflüge etwas beruhigt haben, liegen sie bei etwa 15 Prozent. Steinbrücks SPD pendelt zwischen 25 und 30 Prozent. CDU/CSU liegen bei etwa 40 Prozent. Steinbrück würde eine höhere Wahlbeteiligung von Nutzen sein, aber er hat nicht das Charisma eines Willy Brandt, Gerhard Schröder oder Helmut Schmidt, auch wenn er von letzterem unterstützt wird.

			Vor allem im Osten der Republik, wo seit der Wiedervereinigung die Wahlen entschieden werden und wo weit weniger Menschen an die Urnen gehen, müsste Steinbrück punkten. Dagegen sprechen seine politische Agenda und seine offensichtliche Raffgier. Nebenverdienste in Millionenhöhe, die Aussage, dass er das Amt des Bundeskanzlers für unterbezahlt hält, und einige andere Fettnäpfchen machen ihn im ärmeren Teil Deutschlands unwählbar. Sollten dort wirklich mehr Menschen an die Urnen gehen, machen sie ihr Kreuzchen bei der Linkspartei oder der rechtsextremistischen NPD.

			Betrachtet man die Umfragen, sieht es derzeit so aus: Es würde eine linke Mehrheit von SPD, Grünen und Linkspartei geben, doch die wollen partout nicht miteinander. Was bleibt, ist Schwarz-Grün oder eine noch unwahrscheinlichere große Koalition, denn die SPD wird sich nicht noch einmal von Merkel zermalmen lassen. Bleibt die FDP. Die Liberalen könnten durch Leihstimmen in den Bundestag gehievt werden. Aber was bringt das? Eine knappe Mehrheit für Schwarz-Gelb? Das wäre eine Beibehaltung des Status quo, und der bedeutet Unbeweglichkeit. Der Bundesrat ist in Händen von Rot-Grün, bzw. von Rot-Rot-Grün. Daran wird sich auch mittelfristig nichts ändern. Wirklich Macht in Deutschland hätte nur eine rot-grüne oder rot-rot-grüne Koalition.

			Die Meinungsumfragen mögen sich ändern, die Zusammensetzung des Bundesrates auf absehbare Zeit nicht. Selbst eine große Koalition hätte im Bundesrat keine Mehrheit. Die Situation könnte sich sogar noch verschlimmern. Im September werden auch die Landtage in Hessen und Bayern gewählt. Die Wahltermine entbehren nicht einer politischen Komik oder auch Logik. Bayern will am 15. September wählen. Im CSU-Land peilt man die absolute Mehrheit an, da würden die für Merkel prognostizierten 40 Prozent eher schaden. Es könnte ja sein, dass der Wähler auf beiden Wahlzetteln die gleiche Partei ankreuzt.

			In Hessen verhält es sich genau umgekehrt. Das Bundesland, in dem es um fünf Bundesratssitze geht, hat seine Landtagswahlen mit den Bundestagswahlen zusammengelegt. Das ist vernünftig, denn es spart Geld. Allerdings hoffen die hessischen Christdemokraten im Gegensatz zur bayrischen CSU, dass sie aus der Merkel-Popularität Profit schlagen.

			Politisch bringen diese Spielchen wenig. Es ist wahrscheinlich, dass Rot-Grün auch Hessen zurückerobert und auch ohne die Linkspartei eine gestalterische Mehrheit im Bundesrat bekommt. Es ist mehr als wahrscheinlich, dass die CSU in Bayern die absolute Mehrheit schafft. Aber auch wenn Hessen nicht fällt, die Mehrheitsverhältnisse im Bundesrat und eine wiedererstarkte CSU würden bei einem schwarz-gelben Wahlsieg den Handlungsspielraum Merkels gewaltig einschränken.
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			Randglossen

			Die Regierung organisiert Zusammenkünfte mit Bürgermeistern, denen sie verheißt, konkrete Investitionen zu finanzieren, die freilich vor den kommenden Parlamentswahlen im Oktober fertig sein müssen, damit sie als Stimmenfang wirken. Das bezieht sich dann auf kleine Investitionen, allenfalls einen Stadtpark in Ordnung zu setzen oder eine Straße zu asphaltieren. Größere Objekte würden erst nach den Wahlen vollendet werden, so dass sie nicht als Stimmenfang wirken. Diese Übung übergeht die Gouverneure, die institutionell für Bürgermeister die Gesprächspartner sind. Sie müssen schweigen, weil sonst politische Rache blüht. Alles wie gehabt.

			In Santiago de Chile meldete Präsidentin Cristina Kirchner ihre Gegnerschaft zum gewünschten Freihandelskonzept der Europäischen Union mit den Ländern Lateinamerikas und der Karibik. Sie verteidigt damit die Importpolitik Argentiniens, die derzeit als die protektionistische in der ganzen Welt angesehen wird, seit alle Importe einer Genehmigung staatlicher Stellen unterliegen. Eine solche Importpolitik ist unvereinbar mit einem freien Warenverkehr ohne Zölle und Importlizenzen. Setzt sich die argentinische These durch, dann ist das Gipfeltreffen in Santiago gescheitert und die Reisemühen von über 60 Regierungschefs überflüssig gewesen. 

			Natürlich muss man sich fragen, warum es ein Jahr gedauert hat, bis die Stern-Journalistin Laura Himmelreich einen Artikel über sexistische Sprüche des FDP-Spitzenkandidaten Rainer Brüderle veröffentlicht hat. Die Antwort ist einfach und enttäuschend: Bis vor kurzem war das nicht einmal eine Nachricht wert. Jetzt, wo Brüderle das Gesicht des liberalen Bundestagswahlkampfes werden soll, reicht der Stoff sogar für die Titelgeschichte in einer großen deutschen Illustrierten. Dennoch ist der Zeitpunkt gut gewählt, das Medienecho ist gewaltig. Und Brüderle spürt jetzt selbst, wie sich die Opfer seiner „Humor“-Attacken gefühlt haben müssen. „Der wandelnde Herrenwitz“ oder „Der spitze Kandidat“ zählen zu den harmloseren seiner neuen Beinamen.

			Dank Grimms Märchen weiß man schon seit frühester Kindheit: Wo ein König ist, ist auch eine Königin. Nur umgekehrt funktioniert diese Formel nicht. Wo Königinnen Staatsoberhäupter sind, gibt es nur Prinzen oder Prinzgemahle. Vermutlich wollte man mit dieser sprachlichen Unterscheidung die Position der Regentinnen stärken, in dem man deutlich macht, dass der Angetraute nur ein Anhängsel ist. So ähnlich verhält es sich auch, denn ein König stünde protokollarisch über einer Königin. Die gebürtige Argentinierin Máxima Zorreguieta kann folglich Königin der Niederlande werden, Protokoll und Parlament haben nichts dagegen. Zudem müssen sich die Niederländer nach 123 Jahren weiblicher Regentschaft an einen Monarchen erst gewöhnen, da ist es ganz gut, wenn der künftige König Willem Alexander eine Königin an seiner Seite hat.
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			Erhöhung von Pensionen 
und Hinterbliebenenrenten 

			Präsidentin Cristina Kirchner kündige am Montag an, dass ab 1. März Pensionen, Hinterbliebenenrenten u.a. Renten um 15,2% erhöht würden. Dies ergibt sich aus dem Gesetz aus dem Jahr 2008, dass zwei Mal im Jahr (im März und im September) eine Erhöhung vorsieht, die sich aus einem Koeffizienten ergibt, der zur einen Hälfte auf der Erhöhung der Löhne bezieht, die das Arbeitsministerium berechnet, und zur anderen Hälfte auf den Einnahmen des Rentensystems (das von der ANSeS verwaltet wird), bezogen auf die Zahl der Pensionäre und Rentenempfänger. Zusammen mit der vorangehenden Erhöhung betragt die jährliche Zunahme somit 28,33%, was mehr als die angenommene Inflation ist. Das beruht darauf, dass die Einnahmen des Pensionierungsystems stärker zugenommen haben, als die Zahl der Pensionäre und Rentner.

			Die Mindestpension steigt jetzt von $ 1.879 auf $ 2.165 pro Monat, und die Hinterbliebenenrenten u.a. Renten nehmen von $ 1.503 auf $ 1.730. Die Mindestpensionen und -renten sind lauf CK seit Mai 2003 um 1.343% erhöht worden, weit mehr als die Inflation. Unter den Kirchners wurde die niedrigen Pensionen und Renten stark erhöht, die höheren jedoch wenig, so dass jetzt etwa 70% der gesamten Pensionäre und Rentner auf die Mindestkategorie entfallen.

			Die Zahl der Personen, die von der Erhöhung betroffen werden, beträgt insgesamt 5,7 Mio. Pensionäre und Empfänger von Hinterbliebenenrenten, plus 1,3 Mio. Personen, die eine Rente erhalten, ohne einen vorangehenden Beitrag geleistet zu haben (“pensiones no contributivas”) Dies macht laut CK 7% des BIP aus. Sie wies auch darauf hin, dass 57,2% der Erwachsenen in Haushalten leben, in den es mehr als eine Pension oder Hinterbliebenenrente gibt.

			Die Präsidentin wies beiläufig darauf hin, dass der “Fonds für Garantie der Haltbarkeit des Systems”, den die ANSeS verwaltet, anlässlich der Übernahme der privaten Fonds $ 88 Mrd. hatte, die jetzt auf $ 244 Mrd. angestiegen seien. 60% der Ressourcen des Fonds seien in Staatspapieren angelegt, von denen ein Teil mit dem CER-Index berichtigt wird. Da dieser Index gefälscht wird, werden auch die Rentner betrogen. Wenn man von der Zunahme von 180% die Inflation abzieht, verbleibt eine reale Zunahme von höchstens 30%.
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			Der steuerfreie Mindestbetrag 
wurde leicht erhöht

			Am Montag kündigte Präsidentin Cristina Kirchner die Erhöhung des Betrages an, der vom Einkommen abgezogen werden kann, der von der Gewinnsteuer erfasst wird. Beiläufig sagte sie, man sollte eigentlich nicht von “Gewinnsteuer”, sondern von einer Steuer auf höhere Einkommen” sprechen, womit sie faktisch typische Einkommen des unteren Mittelstandes als hoch einstufte. Die Steuer sollte Einkommenssteuer heißen, wie auf der ganzen Welt; denn der Gewinn ist eine Kategorie des Einkommens, aber kein Synonym. Die Steuerprogression beginnt jetzt bei einer höheren Stufe, verbleibt jedoch sonst wie sie ist, so dass Personen, die von der Progression erfasst werden, weiterhin in höhere Stufen rutschen, wie es seit 2002 der Fall ist. 

			Das steuerfreie Minimum wurde ab 1. März um 20% angehoben. Da es 2012 keine Erhöhung gab (die letzte wurde im April 2011 verfügt) und die Preise in zwei Jahren um etwa 60% gestiegen sind, bedeutet dies, dass der von der Gewinnsteuer ausgenommene Betrag jetzt real um gut 25% unter dem von 2011 liegt. 

			Das Minimum liegt jetzt bei $ 8.360 für ledige Arbeitnehmer und $ 11.563 für Verheiratete mit zwei Kindern, sofern sie ein monatliches Nettoeinkommen von mindestens $ 9.597 haben. CK sagte, dass jetzt nur 17,48% der Arbeitnehmer von der Gewinnsteuer erfasst würden, und 82,52% nicht, so dass es abwegig sei, dieses Thema mit dem der allgemeinen Lohnerhöhungen zu mischen. Doch in der Tat ergibt sich hier das Paradoxon, dass die bestbezahlten Arbeiter, besonders die der Erdölwirtschaft, alle von der Steuer erfasst werden, so dass diese dies als Argument für eine höhere Zunahme verwenden können. Hingegen gilt das Argument nicht für Bereiche mit niedrigen Löhnen, bei denen indessen höhere Zunahmen eher berechtigt wären. 

			Die Erhöhung kostet den Fiskus laut CK $ 8 Mrd. pro Jahr. Sie wies auch darauf hin, dass der Erlös der Steuer auf Arbeitseinkommen in Argentinien nur 5% des BIP ausmache, gegen 7% in Brasilien und Perú und 8% in Chile und Uruguay. Sie erwähnte jedoch nicht, dass die Sozialabgaben in Argentinien wesentlich höher als in den genannten Ländern liegen. Diese stellen auch eine Form der Besteuerung des Arbeitseinkommens dar. Abgesehen davon ist der relativ geringe Anteil des Erlöses der Lohnsteuer auch auf die immer noch hohe Hinterziehung zurückzuführen, die sich an erster Stelle daraus ergibt, dass über ein Drittel der Arbeitnehmer schwarz arbeiten. Die Hinterziehung ist in Argentinien viel höher als in den Ländern, die zum Vergleich herangezogen wurden.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 4,985, um 0,30% über der Vorwoche und um 1,22% über Ende Dezember 2012. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 42,65 Mrd. Der Rofex Terminkurs lag zum zum 31.03. bei $ 5,107, zum 30.06.13 bei $ 5,375, zum 30.09.13 bei $ 5,675 und zum 30.12.13 bei $ 5,975. Der Terminkurs per Ende Dezember 2013 lag um 22,11% über dem Tageskurs. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten einen neuen Höchststand von $ 7,92.

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag ein Plus von 4,89% und lag 21,31% über Ende 2012.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 1,71% und lagen 8,51% unter Ende 2012. Discount-Bonds in Pesos gingen gegenüber der Vorwoche um 1,14% zurück, lagen jedoch um 6,58% über Ende 2012. Boden 2014 notierten unverändert und lagen um 3,53% über Ende 2012. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 0,28% und lagen 3,81% unter Ende 2012, und Boden 2013 stiegen um in einer Woche 1,20% und 1,20% seit Jahresende 2012 .

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 178,11 (Vorwoche $ 177,63) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 254,45 (Vorwoche $ 253,76).

			***

			Die Bauwirtschaft nahm laut Berechnung des Statistischen Amtes (INDEC) im Jahr 2012 um 3,2% ab. Es war der größte Rückgang seit 2002, da 2009 nur einer von 2% verzeichnet wurde. Im 2. Halbjahr 2012 war die Abnahme besonders betont, mit interanuellen monatlichen Minuszahlen zwischen 4% und 5,3%. Die Zahl der Bauarbeiter lag im November 2012 um 8,6% unter dem Vorjahr, was 37.734 Arbeitsplätze weniger bedeutet. Die negative Entwicklung ist bei privaten Bauten einmal durch die Störung der Nachfrage nach Wohnungen verursacht worden, die auf die starke Zunahme des freien Dollarkurses zurückzuführen ist. Abgesehen davon hat sich auch hier die allgemeine Abkühlung der Konjunktur bemerkbar gemacht. Die niedrigeren Investition der Unternehmen haben sich auch in weniger Bauten ausgewirkt. Und schließlich hat der Staat Infrastrukturprojekte gebremst.

			***

			Am Donnerstag um 14,30 wurde mit 21.900 MW ein neuer Rekord beim landesweiten Stromkonsum erreicht. Das Planungsministerium bemerkte, dass die Nachfrage voll befriedigt wurde, wobei noch eine Reserve von 2.000 MW bestünde.

			***

			Die Beanspruchung öffentlicher Dienste lag 2012 um 7,6% über 2011, berichtet das INDEC. Mit 12% verzeichnet die Telefonie die höchste Zunahme. Die Zahl der Mobiltelefone nahm um 0,2% auf 58,85 Mio. zu, wobei die Zahl der Gespräche um 18,5% und die der Textübertragungen um 30,3% stieg. Der Konsum von elektrischem Strom nahm um 5,5% zu, der von Wasser um 4,8% und der von Gas um 0,2%.

			***

			Der negative Saldo der Energiebilanz erreichte 2012 u$s 2,15 Mrd., gegen u$s 547 Mio. 2011. Der Import von Gas, Benzin, Dieselöl u.a. Erdölprodukten, plus elektrischem Strom, lag mit u$s 6,23 Mrd. um 23% über dem Vorjahr, während der Export von Rohöl, Gas und Strom mit u$s 4,18 Mrd. um 9% zurückging. 

			***

			Das Unternehmen Endesa Costanera, dass das größte argentinische Wärmekraftwerk betreibt, das am Hafen von Buenos Aires liegt und anlässlich der Privatisierung der 90er Jahre von der staatlichen Segba auf die spanische Endesa überging, weist für 2012 einen Verlust von $ 447,1 Mio. aus, 140,7% mehr als der des Vorjahres. Dies ist auf den unzureichenden Tarif zurückzuführen, der weit hinter der Erhöhung der Brennstoffpreise und der Lohnerhöhungen zurückblieb. Obwohl Staatsekretär Axel Kiciloff vor einigen Monaten angekündigt hatte, die Unternehmen der Stromwirtschaft (Kraftwerke und Betreiber der Ferntransportleitungen und Verteiler) würden kostendeckende Tarife erhalten, ist bisher nichts auf diesem Gebiet geschehen. 

			***

			Vertreter der Holzindustrie und der Holzimporteure haben mit dem Binnenhandelsekretariat (geleitet von Guillermo Moreno) vereinbart, den Import von Holzfußböden zu verringern, um den Absatz der lokalen Produktion zu erleichtern. 2012 erreichten diese Importe (vornehmlich aus Brasilien und Paraguay) einen hohen Stand, was sich negativ auf die lokale Industrie auswirkte. Es handelt sich jetzt vorerst nur um eine Erklärung guter Absichten, da der Import aus Mercosurstaaten frei ist und nicht begrenzt werden darf.

			***

			Die Tourismussaison war im Januar in Mar del Plata, Pinamar u.a. Orten der Atlantikküste gemäß Aussagen von Hoteliers, Restaurantbetreiber und Käufleuten im allgemeinen nicht günstig, mit Umsätzen, die um ca. 20% unter dem Vorjahr lagen. Es soll die schlechteste Saison seit 2002 gewesen sein. Die Verteuerung des Ferienaufenthaltes in Uruguay (wegen ungenügender Zuteilung von Devisen zum offiziellen Kurs und dem stark gestiegenen Schwarzkurs) haben sich offensichtlich nicht positiv auf den Inlandstourismus ausgewirkt.

			***

			Der Zigarettenkonsum ist 2012 um 3% gefallen, berichtet die Consulting-Firma IES (“Investigaciones Económicas Sectoriales”). In 11 Monaten 2012 wurden 1.916 Mio. Pakete verkauft, gegen 1.874 Mio. im Vorjahr. Der Konsum geht ständig zurück, von 55,8 Pakete pro Einwohner 2008 auf geschätzte 52 Pakete 2012. Hier hat sich die Propaganda gegen das Rauchen und auch das Rauchverbot in Büros u.a. Orten ausgewirkt. 

			***

			Landwirtschaftsminister Norberto Yahuar unterzeichnete mit der Bürgermeisterin von Rawson, Provinz Chubut, Rossana Artero, ein Abkommen zur Finanzierung eines Staudammes, dort wo der Fluss Chubut ins Meer mündet. Das soll den Bau eines Wasserkraftwerkes und die Bewässerung der Gegend erlauben. Über den Umfang und die Art des Projektes wurde nichts mitgeteilt. Auf alle Fälle verfügt der Nationalstaat nicht über die finanziellen Mittel, um weitere Infrastrukturinvestitionen zu finanzieren.

			***

			Nachdem die Lehrergewerkschaften für dieses Jahr eine Zulage von 30% gefordert hatten, hat die Regierung 17% geboten. Jetzt beginnen die Verhandlungen, um einen Kompromiss zu erreichen. Die Provinzen, denen diese Erhöhung zur Last fällt, stehen finanziell unter Druck und haben Schwierigkeiten, auch die Erhöhung von 17% zu zahlen. Hier besteht die Gefahr, dass der Schulunterricht (vornehmlich in staatlichen Schulen) nicht rechtzeitig aufgenommen werden kann.

			***

			Die Berufungskammer hat die Beschlagnahme von Aktiven des US-Erdölunternehmens Chevron in Argentinien für bis zu u$s 19 Mrd. bestätigt. Es handelt sich hier um einen Prozess, den Indianergemeinschaften in Ecuador gegen Chevron eingeleitet haben, der auf das argentinische Tochterunternehmen ausgedehnt wurde, obwohl es sich um eine lokale Aktiengesellschaft handelt, die formell nicht für das Mutterhaus, und noch weniger für die Filiale in Ecuador, verantwortlich ist. Dieses Urteil stellt das im Dezember zwischen Chevron und YPF abgeschlossene Abkommen in Frage, durch das YPF Teile des Schiefergaslagers in Loma de la Lata, Provinz Neuquén, an Chevron gegen Zahlung von u$s 1 Mrd. abgeben sollte. 

			***

			Seit 2003 hat sich der Staat sehr großzügig mit den kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) gezeigt: um nicht weniger als 915% stieg seitdem die staatliche Finanzierungsbeteiligung an diese Unternehmen, weit über die allgemeine Kreditzunahme von 573%. Wie das Industrieministerium berichtete, erhielten 11.750 KMU insgesamt $ 2,72 Mrd. über diverse Kreditlinien. Die Zinsen der über Bankenkredite und vom Industrieministerium unterstützten Darlehen an die KMU lagen in der Regel 7 Punkte unterhalb der günstigsten Kredite. Die kleinen und mittlere Unternehmen, die von dieser günstigen Finanzierung profitierten, beschäftigen 350.000 Mitarbeiter und investierten für mehr als $ 2,3 Mrd.

			***

			Gegenüber 2011 stiegen im vergangenen Jahr die Verkäufe in den Shopping-Centers in Mengen um 11,5%. Diese Daten stammen aus einer regelmäßig stattfindenden Erhebung unter 36 Einkaufszentren, die vom Statistikamt INDEC durchgeführt wird.

			***

			Durch Beschluss 11/2013 des Wirtschaftsministeriums wurden 17 Importnormen für eine Reihe von Produkten, wie Garne, Stoffe, Autos, Motorräder und Spielbälle u.a. rückgängig gemacht, die sich auf Sondergenehmigungen bezogen. Insgesamt werden durch den Beschluss an die 600 Zollpositionen betroffen. Trotzdem müssen sich die Importeure an die bislang gültige Regelung halten, wonach die Importe vorher angemeldet und einzeln genehmigt werden müssen, wobei die Genehmigung an bestimmte Bedingungen gebunden ist. Im Grunde handelte es sich bei den vom neuen Beschluss betroffenen Produkten um ein doppeltes Genehmigungsverfahren. Der Import wird weiterhin von der Regierung verwaltet, wobei Importe, die mit lokaler Produktion konkurrieren, nur ausnahmsweise zugelassen werden. In anderen Fällen werden Importgenehmigungen an die Bedingung geknüpft, dass im gleichen Wert exportiert wird. In weiteren Fällen muss einfach die Unerlässlichkeit des Importes (Rohstoffe oder Halbfabrikate) nachgewiesen werden. Das System, das einer geschlossenen Wirtschaft entspricht, verletzt die Regelung der Welthandelsorganisation, der auch Argentinien angeschlossen ist. 

			***

			Für dieses Jahr wird mit einer Olivenproduktion von ca. 100 Mio. Kg gerechnet, gegen 80 Mio. 2012. Insgesamt sind 105.000 Ha mit Olivenbäumen bepflanzt, die auf 5.300 Betriebe entfallen. Doch die Produktion von Oliven und Olivenöl steht gegenwärtig unter Druck, da die Kosten 2012 um 25% bis 30% gestiegen sind, die Abwertung jedoch etwa halb so hoch war und der internationale Preis gefallen ist. Außerdem hat der Hauptkunde, Brasilien, den Import zeitweilig gehemmt, wobei auch Spanien Oliven mit einer hohen Subvention ( E 500 bis E 1.000 pro Tonne) nach Brasilien exportiert hat. Der Anbau von Olivenbäumen ist seit 1983 dank des großzügigen steuerlichen Förderungssystems für die Provinzen Catamarca, La Rioja, San Juan und San Luis (das später auf einige Bezirke von Mendoza ausgedehnt wurde) stark gestiegen. Aber der Absatz ist schwierig, weil Olivenöl drei Mal so viel, oder mehr, wie normales Speiseöl kostet.

			***

			Präsidentin Cristina Kirchner gab letzten Montag bekannt, dass die Arbeitslosigkeit im 4. Quartal 2012 bei 6,9% (der aktiven Bevölkerung) liege, knapp über dem von 6,7% des letzten Quartals 2011. Sie wies darauf hin, dass dies eine Leistung sei, nachdem das BIP 2012 um 1,8% zugenommen habe, gegen über 8% 2011. INDEC-Direktor Norberto Itzcovich wies jedoch darauf hin, dass die von CK genannte Zahl vorerst nur eine Schätzung sei. 

			***

			Die ZB hat das System der Schecks mit gesicherter Zahlung (“cheques cancelatorios”) durch Mitteilung A 5385 erweitert. Bei diesen Schecks, die nicht mit Bankprovisionen belastet werden, wird der Betrag auf dem Konto des Ausstellers eingefroren, so dass die Zahlung des Schecks gesichert wird. Diese Schecks entsprechen somit einer Barzahlung, wobei jedoch das Risiko beseitigt wird, das bei Zahlung mit Bargeld besteht. Denn der Scheck wird auf den Namen des Empfängers ausgestellt und kann nicht indossiert werden, so dass für einen Dieb wertlos ist. Seit dieser Scheck im November 2010 eingeführt wurde, wurden schon 6.882 Schecks ausgegeben, davon 2.511 in Pesos für insgesamt $ 208,3 Mio. und 4.371 in Dollar für u$s 249,2 Mio. Der zugelassene Betrag reicht bei Pesoschecks bis $ 400.000 und bei Dollarschecks bis u$s 100.000. Zweifel über diesen Scheck werden von der ZB über die Telefonnummer 0800-999-6663 beantwortet.

			***

			Der Export von Bergbauprodukten ist 2012 um 2,2% auf u$s 5,27 Mrd. gesunken. Der Export ist dennoch in Tonnen um 10,3% gestiegen, berichtete das Consultingbüro IES. Aber die Preise waren niedriger. Kanada bleibt das Hauptzielland der argentinischen Bergbauexporte, gefolgt von Deutschland und der Schweiz. Argentinien exportiert vornehmlich Kupferkonzentrat und Gold. 

			***

			Die Firmen Cereales del Sur, Red Flint Warrants, Ponal Terminales Portuarias und Worcap erhielten vom Wirtschaftsministerium die Erlaubnis, um die neu geschaffene Freizone in Villa Constitución, Provinz Santa Fe, zu verwalten und betreiben. Dafür müssen sie gemeinsam eine Aktiengesellschaft bilden.

			***

			Die Rinderwirtschaft leidet unter der Inflation, insbesondere weil die Personalkosten (+26%) , die Treibstoffe (+29%) und sämtliche Produktionsmittel stark gestiegen sind, während der Preis für ein Mastkalb (+1%) oder einen Jungochsen (+7%) deutlich weniger stieg.

			***

			Präsidentin Cristina Kirchner hat am Montag über Videokonferenz eine Fabrik für Kunststofferzeugnisse in Avellanda sowie ein Fischverarbeitungszentrum in der Provinz Entre Rios eingeweiht. Später soll in diesem Areal eine Geflügelfarm entstehen. Von hier aus soll Hähnchenfleisch nach Katar exportiert. Außerdem hat das Industrieministerium für 55 Projekte in diversen Provinzen sowie der Stadt Buenos Aires $ 976 Mio. aus dem Programm “Bicentenario” an zinsvergünstigten Krediten zu 9,9% mit einer Laufzeit von fünf Jahren gewährt.

			***

			Der Umsatz der Supermärkte lag im Dezember 2012 um 26,4% und zu konstanten Preisen um 14,1% über dem gleichen Vorjahresmonat. Die Preise stiegen in 12 Monaten um durchschnittlich 10,3%, was zum Teil auf Preiserhöhungen und zum anderen Teil auf eine andere Zusammensetzung des Warenkorbs der Käufer, mit mehr billigen Produkten, zurückzuführen ist. Die Expansion der Supermärkte in weniger wohlhabenden Gegenden betont diese Tendenz. Im ganzen Jahr 2012 lag der Umsatz um 26,3% über 2011.

			***

			Die ZB hat am Dienstag Wechsel für $ 3 Mrd. ausgeschrieben, Offerten für $ 7,55 Mrd. erhalten und $ 7,31 Mrd. zugeteilt. Dieser Betrag liegt um $ 3,59 Mrd. über dem der Amortisation bestehender Wechsel, so dass eine bedeutende monetäre Kontraktion vollzogen wurde. Die Zinsen gingen bei Lebac von 12,07% für 56 Tage bis zu 17% bei 728 Tagen.

			***

			Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP hat von Anfang juli 2012 bisw Ende Januar 2013 345.812 Auslandsreisenden die Genehmigung erteilt, Devisen zum offiziellen Kurs zu kaufen. 96% der Käufer ist effektiv ins Ausland gereist. AFIP-Direktor Echegaray erklärte am Dienstag, die 13.943 Devisenkäufer, die nicht gereist sind, werden in Zukunft keine Genehmigung zum Devisenkauf erhalten, wobei die AFIP auch sonst gegen sie vorgehen könnte. Bei Käufen im Ausland mit Kredit- und Scheckkarten habe die AFIP 2012 ca $ 600 Mio. eingenommen, die einen Vorschuss auf die 2013 fällige Gewinnsteuer darstellen. 

			***

			Der chinesische Konzern Noble, mit Sitz in Singapur, wurde von der Steuerbehörde AFIP wegen Dreiecksgeschäften aus dem Register für den Export von Getreide und Ölsaat ausgeschlossen. Von dieser Maßnahme wurden in der Vergangenheit ebenfalls die Firmen Monsanto, Cargill und Nidera betroffen. Nachdem die von der AFIP wegen Hinterziehung oder Umgehung der lokalen Steuergesetzgebung geforderten Beträge anerkannt wurden, konnten diese Firmen wieder normal handeln. Im Wesen handelt es sich darum, dass die Ware zu einem künstlich niedrigen Preis in ein Land mit niedriger oder gar keiner Gewinnsteuer exportiert wird, und von dort weitergeliefert wird. Auf diese Weise sparen die Firmen diese Steuer. Dies ist im Prinzip nicht illegal, wird jedoch seit einiger Zeit von der AFIP nicht mehr zugelassen. 

			***

			Das Amt für öffentliche Einnahmen AFIP hat ein Kooperationsabkommen mit Hongkong unterzeichnet. Dadurch kann die Behörde spezifische Informationen erhalten, die den Außenhandel betreffen. Hongkong ist das größte asiatische Finanzzentrum. Der AFIP geht es vornehmlich darum, die Preise der Produkte, die aus Hongkong nach Argentinien exportiert werden mit denen zu vergleichen, die beim argentinischen Zollamt angegeben werden, um auf diese Weise Unterfakturierungen aufzudecken.

			***

			Erstinstanzlich gewann die Republik Argentinien im einzigen noch anhänglichen Prozess in Tokio gegen japanische Geierfonds. Die Klage wurde von einer Gruppe vermittelnder Banken im Besitz von sogenannten Samurai Bonds in Vertretung von japanischen Inhabern erhoben. Es geht um 1,4% der gesamten noch strittigen defaultierten Argentinien-Bonds. Der Streitwert wurde mit u$s 30 Mio. angegeben.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die von Chile, Peru, Kolumbien und Mexiko gebildete Pazifik-Allianz hat den Start einer gemeinsamen Freihandelszone angekündigt. Zum 31. März soll ein Abkommen zwischen den vier Ländern abgeschlossen werden, das einen zollfreien Austausch von 90% der Güter erlaube, sagte Chiles Staatschef Sebastian Piñera am Sonntag in Santiago. Die Schaffung der Freihandelszone stelle “den wichtigsten und tiefsten Integrationsprozess in der Geschichte Lateinamerikas” dar, sagte Kolumbiens Präsident Santos am Sonntag. Die Pazifik-Allianz war im vergangenen Juni auf Initiative des früheren peruanischen Präsidenten Alan Garcia ins Leben gerufen worden. Ihr erklärtes Ziel ist die “Vertiefung der Integration zwischen den Volkswirtschaften” und die Förderung des Handels mit Asien. Spaniens Regierungschef Mariano Rajoy kündigte am Sonntag Interesse an der Aufnahme seines Landes in die Pazifik-Allianz an. Im Interview mit der Zeitung “La Tercera” begründete er das Interesse damit, dass damit der Handel und die gegenseitigen Investitionen gefördert werden könnten. Spanien ist der größte Investor in Lateinamerika und strebt aufgrund der Wirtschaftskrise einen weiteren Ausbau des Handels mit der Region an. (M.H.)

			***

			Der Präsident der Andenkörperschaft (“Corporación Andina de Fomento”, CAF), Enrique García, erklärte, in den nächsten vier Jahren solle der gesamte Kreditbetrag von gegenwärtig u$s 17 Mrd. verdoppelt werden.

			***

			Im Rahmen des ersten gemeinsamen Gipfel der Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten (CELAC) und der Europäischen Union in Santiago de Chile wurde eine Absichtserklärung zwischen dem Bundeswirtschaftsministerium und dem chilenischen Bergbauministerium zur Ausweitung der Kooperation im Bereich von Bergbau und Rohstoffen unterzeichnet. Diese sieht eine verstärkte und strategisch orientierte Kooperation im Gesamtbereich der Wertschöpfungskette in Bergbau-und Rohstoffwirtschaft ebenso vor, wie die Unterstützung bei der Ausbildung von Fachkräften sowie die Realisierung gemeinsamer Forschungs-und Entwicklungsvorhaben. (Deutsch-Chilenische Industrie und Handelskammer)

			***

			Der brasilianische Staatsminister für Strategische Angelegenheiten (Secretaria de Assuntos Estratégicos, kurz: SAE), Moreira Franco, bestätigte, dass Brasilien dringend Fachkräfte aus dem Ausland benötige, um weiterhin wirtschaftliches Wachstum zu verzeichnen. Vor allem im Technik- und Technologiesektor würde es an qualifizierten Arbeitnehmern mangeln. Bei einer Tagung zur brasilianischen Migrationspolitik, die von der brasilianisch-deutschen Handelskammer ausgerichtet wurde, diskutierten Experten und Politiker am Dienstag über eine mögliche Anwerbung von Fachkräften aus dem Ausland. Laut Aussage des Ministers würde es Brasilien bislang an Attraktivität für hochqualifizierte Fachkräfte fehlen. Brasilien werde als Einwanderungsland von Hochqualifizierten kaum wahrgenommen. Die Einwanderungsmentalität Brasiliens habe sich in den letzten Jahren beinahe vollständig aufgelöst, erklärt Franco. Bestand die brasilianische Bevölkerung vor hundert Jahren noch zu 7,3% aus Einwanderern, so machen Immigranten heute nur noch rund 0,3% der Bevölkerung aus. Um sich einem weltweiten Durchschnittswert an Immigranten anzunähern, müsste Brasilien seine Anzahl an Einwanderungen verzehnfachen. (Brazil News)

			***

			Das Wachstum des brasilianischen Bruttoinlandsproduktes zwischen 2001 und 2012, von durchschnittlich 3,7% pro Jahr, ist zu 26% auf gestiegene Produktivität und zu 74% auf die Zunahme der beschäftigten Bevölkerung zurückzuführen, hat die Firma Boston Consulting Group berechnet. Zum Vergleich: In Südkorea beruhte die Expansion von durchschnittlich 4,2% pro Jahr zu 72% auf höherer Produktivität und in China, bei jährlichen Wachstumsraten von 10,6%, zu 93%.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Edenor

			Im Bezirk Pilar investiert diese Stromvertriebsgesellschaft $ 230 Mio. in eine Transformationsstation plus andere Anlagen, um die Ansiedlung von weiteren Unternehmen im Industriepark zu ermöglichen.

			Royal Canin

			Dieser weltweit bedeutende Fabrikant von Futter für Haustiere (Hunde und Katzen) hat eine Investition von $ 20 Mio. in seine Fabrik im Vorort Virrey del Pino der Bundeshauptstadt bekanntgegeben. Die zusätzliche Produktion ist sowohl für den Binnenmarkt wie für den Export bestimmt.

			Aerolineas Argentinas

			Die staatliche Fluglinie erhielt die Genehmigung, fünf neue Ziele anzufliegen. Es handelt sich um die Städte Las Vegas, Atlanta und Detroit in den USA, Tel Aviv in Israel sowie Guangzhou in China. Aus Aerolineas Argentinas wurde bekannt, dass diese Start und Landegenehmigungen nicht zwingend sind, so dass die Gesellschaft zur Zeit analysiert, diese Ziele auch anzufliegen. AA hat seit der Rückverstaatlichung einen betonten Expansionskurs aufgewiesen. 

			Standard Bank

			Diese traditionelle Bank, die bis vor einigen Jahren Boston Bank hieß und Filiale einer US-Bank war, hat gerade ihre hundertste Filiale in der Stadt Rosario eröffnet. Es handelt sich um die siebte Zweigstelle in der Provinz Santa Fe. Die Bank wurde letztes Jahr mehrheitlich von der Industrial and Commercial Bank of China (ICBC), die größte chinesische Bank, von der südafrikanischen Standard Bank übernommen, die sie vor einigen Jahren gekauft hatte, nachdem die Boston Bank in den USA an eine Gruppe übergegangen war, die sehr lokal engagiert war und kein Interesse am Argentinien-Geschäft hatte.

			Petrobrás

			Dieses brasilianische Erdölunternehmen hat seinen Kapitalanteil von 48,5% an der lokalen Distrilec, die das Stromverteilungsunternehmen Edesur kontrolliert, für u$s 35 Mio. an Hidroelétrica Piedra del Aguila und La Plata Generación (beide kontrolliert von Sadesa) verkauft. Edesur hat in 9 Monaten 2012 einen Verlust von $ 453,8 Mio. ausgewiesen und wartet sei Monaten auf eine Tariferhöhung. Offensichtlich ist Petrobrás hier skeptisch, während die Käufer optimistisch sind. Petrobrás hat schon ihre Raffinerie in San Lorenzo und Tankstellen an den lokalen Unternehmer Cristobal Lopez (Marke für Erdölderivate “Oil”) verkauft. Petrobrás hält noch eine Raffinerie in Bahía Blanca, einen Teil von TGS (die die Gasfernleitung aus dem Süden betreibt), zwei Wärmekraftwerke und verschiedene Erdöllager. 
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			Kein Konzept für die 
Überwindung der Stagflation

			Die argentinische Wirtschaft befindet sich in einem Zustand der “Stagflation”, der darin besteht, dass die wirtschaftliche Tätigkeit wenig zunimmt, wenn überhaupt, und gleichzeitig ein erhöhter Inflationsdruck besteht. Im Jahr 2012 ist das Bruttoinlandsprodukt um etwa 1% gestiegen. Für die Regierung war es mehr, für private Ökonomen weniger. Der EMAE-Index des Statistischen Amtes (INDEC), der eine grobe Schätzung des BIP darstellt, weist für 11 Monate 2012 eine Zunahme gegenüber der gleichen Vorjahresperiode von 1,9% aus, etwas mehr als das Bevölkerungswachstum (von bestenfalls 1,5%). Doch mehrere Einzeldaten stellen dieses positive Ergebnis in Frage: Die Industrieproduktion ist laut dem EMI-Index des INDEC im Jahr 2012 gegenüber 2011 um 1,2% gefallen (und lag im Dezember um ganze 3,4% unter einem Jahr zuvor), die Gesamternte von Getreide und Ölstaat ist im vergangenen Jahr um etwa 10% zurückgegangen, die Bauwirtschaft weist ein negatives Ergebnis auf, und der Außenhandel war rückläufig. 

			Die Tatsache, dass die Dienstleistungen gegenwärtig einen hohen Anteil am BIP haben, erlaubt Manipulationen, wie sie die Regierung schon seit Anfang 2007 bei der Berechnung des Index der Konsumentenpreise vollzieht. Die Berechnung der Wertschöpfung der vielfältigen Dienstleistungen steht ohnehin methodologisch auf schwachen Füßen. Ebenfalls sei hier bemerkt, dass die Staatsausgaben, die sich auf die allgemeine Verwaltungstätigkeit beziehen, aber auch konkrete Dienstleistungen auf dem Gebiet der Erziehung, der Gesundheit, der Justiz u.a. Bereichen umfassen, bei der BIP-Berechnung einfach addiert werden. Die starke reale Zunahme der Staatsausgaben trägt somit auch zum BIP-Wachstum bei, obwohl diese Erhöhung gesamthaft keinen zusätzlichen Wohlstand bedeutet, sondern eine Belastung darstellt, die in Form höherer Steuerzahlungen und Inflation zum Ausdruck kommt. Der Staat könnte das Gleiche mit einem geringeren Aufwand leisten (vor allem mit viel weniger Beamten); doch dann würde der Staat direkt weniger zum BIP beitragen (so dass dieses zunächst geringer ausfallen würde), aber eben die produktive Wirtschaft anspornen. Die Aussagekraft der BIP-Zahlen muss qualitativ bewertet werden, um eine bessere Beziehung von BIP zu Wohlstand zu erreichen. Wenn man nur das private BIP berücksichtigt, dann ist es gut möglich, dass das Jahr 2012 sogar eine Abnahme verzeichnet.

			Für 2013 rechnet die Regierung, aber auch private Wirtschafter, mit einem etwas höheren BIP-Wachstum, nämlich über 3%. Das wird vornehmlich auf die gute Ernte von Getreide und Ölsaat zurückgeführt, die gut 10% über dem Vorjahr liegen dürfte. Auch bei anderen Kulturen und bei der Rinderwirtschaft hat sich der üppige Regen per Saldo, trotz Überschwemmungen in einigen Gebieten, positiv ausgewirkt. Ebenfalls ist eine erhöhte Produktion beim Bergbau zu erwarten. Und schließlich wirken sich technologischer Fortschritt und Investitionen, die weitgehend durch die neue Technologie bedingt sind, auch auf das Wachstum aus.

			Doch auf der anderen Seite bestehen viele negative Faktoren: Die Bauwirtschaft nimmt weiter ab (weil die Preise für Wohnungen vom schwarzen Dollarkurs beeinflusst werden und somit in Pesos über die allgemeine Inflation hinaus steigen); bestimmte Industrieprodukte und besonders sogenannte regionale Produkte (Wein, Baumwolle, Obst, Oliven und Olivenöl, Tabak, Yerba Mate, Tee u.a.) leiden unter dem zurückgebliebenen Wechselkurs, der die Exporte hemmt, was sich dann auf die Produktion auswirkt. Abgesehen davon wirkt sich die Inflation auch hemmend auf das Wachstum aus. Schließlich wirkt die überhöhte Staatsquote erstickend auf die Wirtschaft. Wir gehen deshalb davon aus, dass das BIP 2013 bestenfalls um 2% über 2012 liegen dürfte. Wobei außerdem stets die Gefahr eines BIP-Rückganges besteht. Ein Damokles-Schwert schwebt über uns.

			Auf alle Fälle sind die Zeiten des hohen BIP-Wachstums, das 2003 eingesetzt hat, mit Jahresraten von bis zu 9%, vorbei. Jenes anormal hohe Wachstum beruhte einmal auf dem niedrigen Ausgangspunkt, nachdem das BIP vorher ab 1999 um etwa 20% zurückgegangen war. Dann wirkte sich das Zusammentreffen hoher Ernten mit stark gestiegenen Weltmarktpreisen aus. Auch die Privatisierungen der Menem-Regierung haben sich im letzten Jahrzehnt günstig ausgewirkt, mit Investitionen, Produktionserhöhungen und Beiträgen zu den Steuereinnahmen, die es vorher nicht gab. Doch auch der Kapitalverzehr hat das Wachstum angespornt: Das bezieht sich auf die gefährlich hohe Verringerung der Reserven von Erdöl und Gas, die Verminderung des Rinderbestandes um ca. 12 Mio. Tiere (wobei der Bestand in den letzten zwei Jahren wieder leicht erhöht wurde) und auch auf die Vernachlässigung der öffentlichen Dienste, bei denen viel zu wenig in Instandhaltung und Erneuerung von Anlagen investiert wurde. Die Erbschaft wurde aufgebraucht und dabei weitgehend vergeudet. Beim elektrischen Strom wurde ab 2003 zunächst die überschüssige Kapazität eingesetzt, die damals dank der Privatisierungen der 90er Jahre und des Kraftwerkes Yacyretá (das 1997 in Betrieb genommen wurde) bestand. Das hat Wachstum der Wirtschaft ohne Investitionen auf diesem Gebiet erlaubt. Danach gab es neue Investitionen (zwei Wärmekraftwerke, die Pegelerhöhung bei Yacyretá u.a. Objekte), die jedoch nur erlaubt haben, den bestehenden Bedarf zu decken. Jetzt muss hier, und allgemein bei öffentlichen Diensten, viel investiert werden, zu einem Zeitpunkt, in dem die finanziellen Mittel sehr knapp geworden sind. 

			Die Gefahr, die jetzt besteht, ist die einer längeren Stagnationsperiode, mit geringen oder gar keinen jährlichen Wachstumsraten. Denn bei der bestehenden Wirtschaftspolitik besteht kein Grund, anzunehmen, dass es 2014 und 2015 wieder aufwärts gehen könnte. In den 80er Jahren hat Argentinien schon eine Periode dieser Art durchgemacht, mit einem BIP-Rückgang in einem Jahrzehnt von ca. 10%. Allerdings hatte die Landwirtschaft damals eine viel geringere Leistungsfähigkeit als heute, die Preise der Exportcommodities waren niedrig und die Wirtschaft litt unter der Last der Staatsunternehmen. Heute sind die Bedingungen für ein normales wirtschaftliches Wachstum gegeben. Doch wenn man es überall hemmt, wie es diese Regierung tut, dann gelangt man zu einem mageren Ergebnis, auch wenn auf einer viel höheren Stufe als in den 80er Jahren.

			Die Kirchners haben das Wachstum, das bis 2011 (mit Ausnahme von 2009) bestand, stets auf ihre Wirtschaftspolitik, genannt “das Modell”, zurückgeführt und die oben aufgeführten Umstände ignoriert. Das gehört in das Gebiet der Politik. Doch jetzt steht CK vor einem Problem: Das “Modell” ist offensichtlich nicht in der Lage die Stagflation zu überwinden. Im Gegenteil: Jetzt zeigt sich, dass die Ideen, auf die sich die Wirtschaftspolitik in den letzten Jahren gestützt hat, für diese Stagflation verantwortlich sind und in eine Sackgasse geführt haben. Für die Präsidentin ist diese Lage politisch peinlich. Denn der Hinweis auf die Vergangenheit ist gewiss kein Ersatz für ein Programm für die Zukunft. Die Bevölkerung will wissen, wie sich die Regierung die Überwindung der Stagflation vorstellt. Immer mehr Menschen merken, dass CK und ihre Mitarbeiter keine Antwort dafür haben. CK wurde im Wachstumsjahr 2011 mit 54% der gültigen Stimmen gewählt. Die Umfragen der auf dies spezialisierten Firmen (u.a. von Giaccobe) ergeben jetzt allgemein unter 30%, bei leicht über 50%, die gegen die Regierung wählen würden. 

			Die Regierung kann sich jedoch immer noch auf die Tatsache stützen, dass die Opposition gespalten ist und auch kein Gesamtkonzept für die Überwindung der Lage vorlegt. Es genügt nicht, wenn Oppositionspolitiker, Ökonomen und Kritiker im Allgemeinen auf die einzelnen Aspekte hinweisen, in denen die Regierung irrt oder sich unvernünftig benimmt. 

			Das Grundproblem besteht im erweiterten Staat, der für die Wirtschaft untragbar und unbezahlbar geworden ist, was besonders in der hohen monetären Expansion zum Ausdruck kommt, die auch der Inflation zu Grunde liegt. Bei einer monetären Expansion, die auf Jahresbasis, wie immer man sie misst, um die 40% liegt, ist eine Jahresinflation von ca. 25% eigentlich sogar wenig. Die Staatsquote (Anteil der Staatsausgaben in seinen drei Stufen, Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden, plus unabhängiger staatlicher Ämter und Unternehmen, bezogen auf das BIP) stieg ab 2003 um ca. 40% auf 43%. Gemäß einer Berechnung des Wirtschaftsforschungsinstitutes IEERAL, das von der Stiftung “Fundacion Mediterránea” abhängt, sind es sogar fast 50%. Eine andere Expertenstudie gelangt auf 47%. Doch auch 43% ist schon viel zu viel, bedenkt man, dass vor den Kirchners diese Quote um die 30% lag. 

			Die Perioden der Erhöhung der Staatsausgaben sind stets fröhlich, da dann die Arbeitslosigkeit durch Aufnahme von Menschen in den Staat gemildert werden kann, die sozialen Leistungen erhöht und allerlei Subventionen gewährt werden können, und hohe Staatsinvestitionen, vornehmlich in Infrastruktur, die Wirtschaft anspornen. Die Perioden der Verringerung der Staatsausgaben sind indessen schmerzlich: Man muss Beamte abbauen (und auf alle Fälle keine weiteren unnötigen einstellen), Sozialausgaben und Subventionen beschränken und die Staatsinvestitionen verringern. Doch all das wirkt zunächst rezessiv. Vor 30 Jahren tauchte der Spruch auf: Den Staat verkleinern, bedeutet die Nation zu erweitern. Darüber haben sich die Kirchners lustig gemacht und das Gegenteil als richtig hingestellt.

			Die Regierung, angefangen mit CK selbst, nimmt vom Problem des aufgeblähten Staates keine Notiz, und die Regierungssprecher reden und tun, als ob die Staatserweiterung ungehindert weiter gehen könnte. Ständig werden neue (meistens sehr kostspielige) Objekte für Staatsinvestitionen angekündigt, für die es keine Finanzierung gibt, und es wird weiter aus dem Vollen gewirtschaftet, was dann zu einem steigenden Defizit führt, dessen Finanzierung zunehmend problematisch wird. Einfach unseriös! Das endet mit einem bösen Erwachen. Der Wecker klingelt schon. 

			Was die Inflation betrifft, die in letzter Zeit eine steigende Tendenz aufweist (die bei Obst und Gemüse besonders spürbar ist), so weiß die Regierung nicht, wie sie dem Problem begegnen soll. Auf der einen Seite wird die Inflation dank der Indexfälschung des INDEC ignoriert, und auf der anderen Seite muss sie bei Lohnverhandlungen und auch sonst anerkannt werden. Die Präsidentin und ihre Mitarbeiter reden nie von Inflation, wohl aber die Bevölkerung, womit sich eine absurde Lage ergibt, wie ein Gespräch zwischen zwei Menschen, von denen jeder eine andere Sprache spricht, die der andere nicht versteht. In der Vorwoche hat die Präsidentin die Bevölkerung aufgefordert, Preiserhöhungen nicht einfach hinzunehmen, und sich mehr um die Auffindung niedrigerer Preise zu kümmern. Das ist in Ordnung, löst jedoch das Problem nicht. Gewiss bestehen stets Möglichkeiten, durch Preisvergleiche und Übergang auf billigere Waren Geld zu sparen und der Inflation entgegenzuwirken. Auf dies weisen Regierungssprecher immer wieder hin, seit es Inflation gibt. Aber das Grundproblem der Inflation ist komplizierter. Solange der Staat zu viel ausgibt, und die Regierung keinen Weg findet, um die Lohnerhöhungen (die jetzt von 25% aufwärts gehen) zurückzuschrauben, ist Hopfen und Malz verloren. 

			Der ehemalige Wirtschaftsminister Domingo Cavallo (1991/96 und 2001), hat unlängst seine Meinung zur gegenwärtigen Lage gegeben. Man kann ihm die Autorität in diesen Fragen nicht leugnen, hat er doch 1991 die Inflation überwunden, mit einem Jahrzehnt totaler Preisstabilität, wobei die Wirtschaft gleichzeitig ab 1991 einen starken Wachstumsimpuls erhielt, der zum Teil auch unter den Kirchner-Regierungen andauerte. Er erinnert jetzt daran, dass er schon 2008 in seinem Buch “Stagflation” auf die Gefahren der Wirtschaftspolitik der Kirchners hingewiesen und gesagt habe, die Kirchners seien in der Lage, rechtzeitig und wirksam gegen die Inflation zu kämpfen, sofern sie ihre ideologischen Brillen bei Seite ließen. 

			Doch jetzt könne er CK nicht raten, jenen Vorschlag durchzuführen, weil niemand ihr glauben würde. Außerdem zähle sie nicht über eine Regierungsmannschaft, die eine Politik in diesem Sinn ausarbeiten und durchführen könne. Er rät ihr, den ehemaligen Wirtschaftsminister Roberto Lavagna zum Kabinettschef zu ernennen, den ehemaligen ZB-Präsidenten Mario Blejer wieder für dieses Amt zu berufen und dem ehemaligen ZB-Präsidenten Javier Gonzalez Fraga das Wirtschaftsministerium zu übergeben. Der Vorschlag hat jedoch einen Haken: CK konzentriert die Regierungsentscheidungen und will dies nicht auf Minister u.a. übertragen, die für die einzelnen Bereiche zuständig sind. Außerdem denkt sie ganz anders als die Personen, die Cavallo empfiehlt. Das Problem ist eben CK persönlich und die Ideologen aus dem Montonero-Lager, die sie direkt beeinflussen. 
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			Die konfliktive Aufteilung 
der nationalen Steuern

			Der Gouverneur der Provinz Buenos Aires, Daniel Scioli, zeigt in letzter Zeit eine zunehmende Unabhängigkeit gegenüber der Präsidentin, nachdem er davon ausgeht, dass es 2015 keine neue Wiederwahl gibt, und er somit die Nachfolge antreten könnte. Nachdem es CK in letzter Zeit wirtschaftlich und auch in anderen Aspekten nicht gut geht, muss er sich differenzieren. In diesem Sinn hat er es in der Vorwoche gewagt, zu fordern, dass der Provinz zusätzlich $ 15 Mrd. aus nationalen Steuern gegeben werde. Er kommt auf zwei Wegen zu dieser Zahl: einmal durch eine Indexierung des 1991 geschaffenen Fonds für die Umgebung der Stadt Buenos Aires (“fondo del conurbano”), der eingefroren wurde; und dann durch Rückgabe der Prozente an der Beteiligung, die der Provinz genommen wurden. Der Prozentsatz der Provinz an den zu verteilenden nationalen Steuern war schon 1987 (unter Präsident Alfonsín und mit einem radikalen Gouverneur) verringert worden und sank dann noch von 23% bis 25% in den 90er Jahren auf 19,2% im Jahr 2012. Als Eduardo Duhalde 1991 als Gouverneur antrat, erreichte er mit dem genannten Fonds eine Korrektur nach oben, wobei die Begründung darin bestand, dass die Provinzverwaltung für viele Menschen aus dem Landesinneren sorgen müsse, die sich in der Umgebung der Bundeshauptstadt niederließen. 

			Vizepräsident Amado Boudou antwortete auf dies, indem er sagte, Scioli müsse sämtliche Provinzen von seiner These überzeugen. In der Tat wären die meisten Gouverneure nicht damit einverstanden, da sie befürchten, dann weniger zu erhalten. Und da im Senat alle Provinzen mit je drei Senatoren vertreten sind, haben die Provinzen, die durch den bestehenden Verteilungsschlüssel begünstigt werden, die Mehrheit. Außerdem vergibt die Nationalregierung vielen dieser Provinzen noch zusätzliche Mittel, so dass sich die Gouverneure hüten müssen, Kritik an der Regierung zu üben.

			Wenn man von einem Verteilungsschlüssel ausgeht, der sich an die Bevölkerung halt, wie es ursprünglich der Fall war, dann müsste die Provinz Buenos Aires etwa doppelt so viel erhalten, als sie effektiv bekommt. Die Bundeshauptstadt müsste sogar fünf Mal so viel erhalten, und auch Santa Fé und Córdoba müssten mehr bekommen. Doch das ginge auf Kosten der ärmeren Provinzen, es sei den, der Nationalstaat gäbe einen Teil ab. Doch dieser befindet sich in einem Zustand des zunehmenden Defizits seiner Finanzen, so dass die Nationalregierung gewiss nicht bereit wäre, dieses zu erhöhen.

			Die Verfassung von 1994 sah vor, dass der Verteilungsschlüssel binnen zwei Jahren neu berechnet werde. Der Senat bildete zu diesem Zweck einen Ausschuss, der jedoch keinen Lösungsvorschlag vorlegen konnte. Die Interessenkonflikte waren zu groß. Somit wurde die Verfassung auch in diesem Punkt verletzt.

			Von der Regierung kann man nicht erwarten, dass sie den Fall jetzt vorbringt. 2013 ist ein Wahljahr, und es bekommt der Regierung gewiss nicht, neue Konfliktstoffe zu schaffen. Doch die Opposition sollte sich des Problems annehmen und versuchen, einen Vorschlag auszuarbeiten. Das könnte auf folgenden Grundlagen erfolgen:

			1. Sämtliche Steuereinnahmen, einschließlich Zöllen, Sozialabgaben und Gebühren, müssen in einen Topf geworden werden. Gegenwärtig werden Zolleinnahmen, bestimmte Brennstoffsteuern u.a. Steuern ausgenommen, wobei es dabei einzelne Verteilungsschüssel gibt, die das System noch irrationaler gestalten, wie der Anteil an der Exportsteuer auf Sojabohne und die 30% der Schecksteuer, die unter den Provinzen verteilt werden. Der Anteil der Provinzen (einschließlich Stadt Buenos Aires) an den nationalen Steuern ist von 33,4% im Jahr 2000 auf 26,1% 2012 gesunken, was vornehmlich auf die 2001 geschaffene Schecksteuer und den hohen Erlös der Exportzölle zurückzuführen ist. 

			2. Zunächst muss bestimmt werden, wie viel der Nationalstaat braucht, um seine Ausgaben zu decken. Das ergibt dann einen bestimmten Prozentsatz, der nicht mehr zur Diskussion steht. Dabei müssen auch die Aufgaben bestimmt werden, die auf den Nationalstaat und die Provinzen entfallen entfallen. Beiläufig geht es hier auch um die Prüfung der Ausgaben des Nationalstaates, von denen viele verringert, ganz abgeschafft oder auf Privatunternehmen übertragen werden könnten. 

			3. Der Restbetrag müsste dann zunächst unter den Provinzen im Verhältnis zu ihrer Bevölkerung aufgeteilt werden. Bei einer Aufteilung gemäß dem Anteil am Bruttoinlandsprodukt würden die reichen Provinzen noch mehr erhalten, was politisch nicht annehmbar wäre. Außerdem ist die Berechnung der regionalen BIP-Aufteilung fraglich, während bei der Bevölkerung eine gute Statistik besteht. Provinzen, die einen Zustrom von Menschen aus anderen erhalten, würden automatisch mehr erhalten. 

			4. Schließlich müsste ein Teil der Einnahmen (5% bis 10%?) für einen Fonds abgezweigt werden, mit dem arme Provinzen unterstützt werden.

			Der Kongress sollte zunächst ein Institut, das sich mit diesen Fragen befasst, verpflichten, eine Studie vorzulegen. Dann kann man zunächst sehen, wie eine rationelle Verteilung der Steuereinnahmen im Vergleich zur bestehenden aussieht. 

			Es ist bei dieser ganzen Angelegenheit besonders wichtig, dass die Verteilung so weit wie möglich automatisch erfolgt, so dass die Nationalregierung die Gouverneure nicht unter Druck setzen kann, wie es gegenwärtig der Fall ist. Die willkürlich von der Nationalregierung verteilten Zuschüsse an Provinzen machten (gemäß einer Berechnung des Institutes IEERAL) in den 90er Jahren durchschnittlich 2,5% ihrer gesamten Steuereinnamen aus, stiegen dann bis auf 7,9% 2010 und gingen 2012 auf 7% zurück. Diese Beträge, die die Nationalregierung ohne Regeln vergibt, verfälschen die Politik und letztlich die Demokratie. Gerade deshalb ist das Thema für die Opposition so wichtig. Indessen hört man von dieser Seite nichts.

			

		

	